
Von Ralph Wißgott

Bochum. Es hat sich nach wie vor
bei immer mehr Krankenkassen
als gängige Praxis etabliert, zur
Prüfung der Verordnungen Häus-
licher Krankenpflege Pflegedoku-
mentationsdaten und sogar Foto-
grafien von Wunden beim Pflege-
dienst anzufordern. Nach § 275
SGB V hat die Krankenkasse - falls
erforderlich - jedoch allenfalls eine
gutachterliche Stellungnahme des
Medizinischen Dienstes einzuho-
len. Demnach wäre allenfalls der
MDK berechtigt, Patientendaten
beim Pflegedienst einzuholen. Zu-
dem ist es mehr als fragwürdig,
wie ein Sachbearbeiter ohne medi-
zinische Ausbildung die Notwen-
digkeit einer ärztlichen Verord-
nung prüfen kann.

Nach Auffassung des Bundes-
datenschutzbeauftragten ist das
von den Krankenkassen prakti-

zierte Verfahren unzulässig. Er
sieht hier Pflegedienste auch nicht
als geeignete Ansprechpartner,
sondern die Ärzte. Sie sind diejeni-
gen, die über Dauer, Art und Häu-
figkeit der zu erbringenden Leis-
tungen entscheiden.

Wenn Pflegedienste aber an den
MDK Wundprotokolle bis hin zu
Fotografien herausgeben dürfen,
stellt sich die Frage nach den ent-
stehenden Kosten und einer ent-
sprechenden Vergütung. Für diese
Dienstleistung des Pflegedienstes
müssten Kostensätze ausgehan-
delt werden, die der ambulante
Dienst der Krankenkasse in Rech-
nung stellen kann. Denn diese be-
auftragt schließlich den MDK. //
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Ambulante Dienste
TICKER

Häusliche Pflege
Rechtstag 2007

Der „Häusliche Pflege Rechts-

tag“, die zentrale Veranstal-

tung für das Recht von Pflege-

diensten, findet am 27. April

2007 in Hannover statt. Nähe-

re Informationen und Pro-

gramm unter Tel.: (05 11)

9 91 01 75. 

Kongress „Ambulante
Pflege“

Der Kongress „Ambulante

Pflege - Herausforderungen

und Antworten“ des Deut-

schen Berufsverbandes für

Pflegeberufe (DBfK) will vom

15. bis 16. Februar 2007 in

Hamburg dafür sorgen, dass

neueste wissenschaftliche Er-

kenntnisse in die Praxis der

Häuslichen Pflege gelangen.

Die Veranstaltung richtet sich

an Leitungskräfte. Nähere In-

formationen: DBfK-Landes-

verband Bremen, Hamburg

und Schleswig-Holstein e.V.,

Tel.: (04 51) 29 23 40.

Nach der jüngsten Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts
(BSG) haben ambulante Pflege-
dienste jetzt die Möglichkeit, An-
sprüche auf eine Verzinsung offe-
ner Vergütungsforderungen be-
reits ab Fälligkeit des
Rechnungsbetrags geltend zu ma-
chen. 

Kassel/Berlin (stan). Häufig
kommt es vor, dass Pflegedienste
auf die Vergütung der erbrachten
Leistungen lange Zeit warten müs-
sen oder gar Klagen anstrengen,
weil Krankenkassen sich weigern,
die Leistungen fristgerecht und
rechtmäßig zu vergüten. Die ent-
scheidende Frage der Vergangen-
heit lautete deshalb: Wer trägt die
für den Zeitraum des Zahlungsver-
zugs die anfallenden Zinsen? 

Auf diese Frage hat jetzt das
höchste deutsche Sozialgericht ei-
ne präzise und abschließende Ant-

wort gegeben (Az.: B 3 KR 7/06).
Ambulante Pflegedienste können
nach dem Urteil der Richter des
BSG bereits ab Fälligkeit des jewei-
ligen Rechnungsbetrags Verzugs-
zinsen gegenüber den Kranken-
kassen geltend machen. 

„Bislang hatten die Gerichte
dies abgelehnt und Ansprüche der
Einrichtungen auf Verzugszinsen -
in Form von Prozesskosten - erst
ab dem Zeitpunkt der Klageerhe-
bung bewilligt“, sagt Bernd Tews,
Geschäftsführer des Bundesver-
bandes privater Anbieter sozialer
Dienste e.V. (bpa). „Insofern ist die
Entscheidung des BSG zu begrü-
ßen. Sie trägt dem realen Zinsver-
lust Rechnung, der den Einrich-
tungen im Rahmen ihres Zah-
lungsanspruches entsteht.“

Zum Hintergrund: Bis ein-
schließlich 1999 stand außer Fra-
ge, dass Pflegediensten bei Zah-
lungsansprüchen gegenüber

Krankenkassen Verzugszinsen zu-
stehen. Dies änderte sich mit In-
krafttreten des Gesundheitsre-
formgesetzes zum 1. Januar 2000.
Für alle fortan entstandenen For-
derungen bei Mahnung und Zah-
lungsverzug fielen keine Zinsen
mehr an. Durch zwei Urteile des
Bundessozialgerichts im Jahr 2006
wurde die entstandene Lücke teil-
weise geschlossen. Das BSG billig-
te einen Anspruch auf Prozesskos-
ten zu, die der Leistungserbringer
dann erhielt, wenn eine Klage ge-
gen die jeweilige Krankenkasse
anhängig war. Verzugszinsen hat-
te der 6. Senat des BSG in seinem
Urteil jedoch ausgeschlossen; der
3. Senat hatte die Frage zunächst
offen gelassen.

Aber auch diese zweite Lücke
wurde nun im Sinne der Leis-
tungsanbieter geschlossen: Im
neuen Urteil gestand das BSG ei-
nem Apotheker, dessen Vergü-

tungsansprüche zum Teil nicht be-
glichen waren, ausdrücklich Zins-
ansprüche schon für die Zeit der
Klageerhebung, so genannte Ver-
zugszinsen, zu. Wesentlicher Ent-
scheidungsgrund der Richter war
die Tatsache, dass die Vertragsbe-
ziehungen zwischen Leistungser-
bringer und Krankenkasse wie ein
normaler Teil des Wirtschaftsle-
bens zu behandeln sind. „Mit die-
sem Urteil dürfte es für die Kran-
kenkassen künftig äußerst unat-
traktiv sein, sich über
Zahlungsverweigerungen kosten-
günstig - weil zinsfrei - Liquidität
zu verschaffen“, sagt Bernd Tews.
Pflegedienste sollten nun, gestützt
auf diese Entscheidung des BSG,
in jedem Fall Verzugszinsen
gegenüber den Krankenkassen
geltend machen. //

Bundessozialgericht präzisiert Rechtsprechung zum Zahlungsverzug

Kassen müssen Pflegediensten Verzugszinsen zahlen 

Dokumentationsdaten nur an den MDK

„Kostensätze für die Herausgabe
von Protokollen aushandeln“ Berlin (nh). Mit einer neuen ge-

meinsamen Rahmenvereinbarung
für ein „Strukturiertes Überlei-
tungsmanagement“ gehen die DE-
GEMED und der Bundesverband
Medizintechnologie e.V. (BVMed)
neue Wege. Ziel des jetzt unter-
zeichneten Vertrags ist es, ein
bundesweit standardisiertes

Schnittstellenmanagement von
der Rehabilitation in die Häusliche
Therapie (Homecare) zu schaffen.
Instrumente dazu sind ein eigen-
ständiges Qualitätsmanagement-
System und die strukturierte Über-
leitung. Zu den Versorgungsbe-
reich der Homecare-Unternehmen
gehören, so die DEGEMED, u.a.

künstliche Ernährung, Heim- und
Bachfelldialyse, Wundversorgung
und ambulante Infusions- bzw.
Schmerztherapie.  //
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DEGEMED und Bundesverband Medizintechnologie schließen Vereinbarung

Homecare mit speziellem Überleitungsmanagement


